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Die Einberufung des Landtages.
Am 14. Januar beginnt die neue Sitzung des

Landtages. Wir werden also bald hören, ob »die
Minister das nach unserer und des VolkesAnsicht
Nöthigethun, um das preußischeVolk und seineRegie-
rung auszusöhneii,wir fürchtenjedoch, daß sie es nicht

-thun- werden, weil sie glauben, daß sie das Jhrige schon
gethan haben. Sollten wir uns aber darin irren, nun,

so sind die regiernngsfreundlichenBlätter an unseren
grundloseuBefürchtunen allein Schuld. Denn diese
Blätter predigen ja a e Tage, daßwir ar keinen ver-

nünftigen-Grundmehr· hätten, mit«,der»egierung un-

zufrieden zu sein.
Sie »agen: »erne Regierung, die

Schleswig-Holteinden Danen entrissenhat, ist sicherlich
eine so vortrefflicheRegierung,daß ein patriotisches
Volk ihr Alles erlauben muß. Eine Regierung, die
einmal einen ordentlichenKrieg geführthat, ist immer

«

in ihrem Rechte. -Wie in Feindesland, so kann sie auch
im eigenen Lande thun und lassen, was sie will. Es

ist-Allesin der Ordnung, wenn auch in den wichtigsten
Dingen die Gesetzebung drei Jahre lang und länger
stille steht. Es it ganz vortrefflich,wenn eine solche
Regierung schon zwei Jazrelang vor ihren Kriegen
und Siegen angefangen at, die Gelder des Landes
ohne die verfassungsmäßigeZustimmung des Abgeord-
netenhauseszu verausgaben,und wenn sie an diesesAb-

geordnetenhaussich gar nichtoder nur dann kehrt, wenn

es ihr geradepaßt«. Die Herren scheinen damit sagen
zu wollen, »daßein Minister, der Düppel habestürmen
lckssethdadurch das Recht bekommen hat, auch gegen
dseVexfaslungund die Gesetze des Landes und« gegen
die erlhelt und die Rechte der Bürger Sturm zu laufen.«
Es Verstehtsich,daß kein gescheuterMensch im Lande

sichsolcheDinge in den Kopf setzenläßt.
Wir habenaber »nocheinen anderen Grund, um an

denversöhnllchellGesinnungender Minister zu zweifeln
leler andere Grund liegt darin, daß die Minister
en, Landtag Erst JU» dem letzten, durch den

Aktlkel 7,6. der Verfassung erlaubten Termine
einberufen. Dieser Artikel lautet:

»Die beiden Häuser des Landtages der Monarchie
werden durch den König regelmäßig in dem Zeit-
raum von dem Anfange des Monats November jeden
Jahres bis zur Mitte des folgenden Januar, und
außerdem, so oft es die Umstände erheischen,
einberufen.« s

Wir meinen, daß die »Umstände« es erheischt

Zättemschon zu Ostern des vorigen Jahres einen neuen

andtag einzuberufen. Das Herrenhaus hatte nämlich
am 24. Januar das von dem Abgeordnetenhausean-

genommene Staatshaushaltsgesetzfür das Jahr 1864

verworfen, und zwar hatten die Minister, welcheMit-

glieder
der ersten Kammer sind, mit der Majorität ge-

ctimmt Wollten die Minister daher nicht das ganze
Jahr ohne Ermächtigungdurch ein Gesetz die Staats-
gelder verausgaben, so mußten sie, sobald wie möglich,
einen neuen Landtagmit einem neuen Abgeordneten-
hause zur Beschlußnahmeüber ein neues Staats-haus-

haltgesegberufen. Das aber haben sie nicht gethan.

dSieLhzaen eben die »Umstände«anjders beurtheilt, als
as olk.

Aber die Herren Minister haben es auch nicht ver-

meiden wollen, daß das Jahr 1865, eben so wie die
drei vorhergehendenJahre, ohne Staatshaushaltsgesetz
begönne.Hätten sie das vermeiden wollen, nun, so
hättensie den Landtagzu seiner »regelmäßigen«Sitzung
nicht am letzten,sondernam ersten Termine, oder wenn

»es die Umständeerheischten«,schonfrüher einberufen
Die Richtschnur ihres Verhaltens in dieser-Hinsicht
mußte nicht der bloßeBuchstabe des Artikels 76,
sondern der Buchstabe und Sinn des Artikels 99

sein, dieser aber lautet:
»

»Alle Einnahmen und Ausgaben des Staats müssen
für jedes Jahr im Voraus veranschlagtund auf den

Staatshaushaltsetat gebracht werden. — Letzterer
wird jährlich durch ein Gesetz festgestellt.«

Wollten sie also diesem Artikel gerechtwerden, so
mußtensie dem Abgeordnetenhauseden Staatshaushalts-
etat schon vor dem Beginne des Jahres 1865, und

zwar so zeitig vorlegen, daß derselbe spätestensam

31. Dezember 1864 »durch ein Gesetz festgestellt-·



werden konnte. Die Minister aben das aber nicht
gethan, und wir müssendaher fürchten,daß das Jahr
nicht blos in seinemAnfange, sondern in seinem ganzen
Verlaufe den vorhergehendenJahren gleichen und das

vierte Jahr werden soll, in welchemdie Staatswirth-
schaft ohne gesetzlichfestgestelltenEtat, also, wie die

regierungsfreundlichenBlätter selbst zugestehen, ohne
Beobachtung des Artikels 99 der beschworenenVer-

fassung geführt werden. Und doch gehört, wie wir

neulich gezeigt haben, der Artikel 99 vorzugsweisezu
denjenigen Artikeln unserer Verfassung,in welchemklar
und bestimmt der uralte deutscheRechtsgrundsatzan-

erkannt ist: »Wo wir nicht mitrathen, da wir

nicht mitthaten.«
An diesem Rechtsgrundsatze,so weit er durch die

Verfasszingund die Gesetze anerkannt ist, muß das

Abgeor netenhaus Unter allen Umständen festhalten.
Aber wir müssenauch bedenken,daß dieAbgeordneten
ohne uns, daß sie ohne das Volk nichts vermögen.Es

ist eine Ehrenpflicht für uns, daß»wir die Männer

nicht im Stiche lassen, die wir selbst zu unseren Ver-
tretern erwählt haben. Diese Männer haben sich auf
den schwierigstenund geradezu gefährlichstenPosten ge-
stellt, den man heutigen Tages in unserem Staate ein-

nehmen kann. Sie« haben allen Vortheilen entsagt,
welchedie Gunst der Mächtigengewährenkann, und

sie haben sich allen Nachtheilen ausgesetzt, die die Un-

gunst derselben über das Haupt eines Mannes herauf-
zubeschwörenvermag. Sie haben das gethan -nu·r
unsertwegen, nur, um nach bestem Ermessen mit

ihren Kräften das Recht und die Wohlfahrt des gan-
zen Volkes zu schirmen,deshalb wäre es uns sogar
dann, wenn wir gar nichtdenken wollten an die Mühen,
die sie sür uns übernehmen,nnd an die Opfer, die osie
für uns bringen, doch durch unser eigenes Ehrgefuhl
geboten, daß wir die Vertreter unseres Rechtes, daß
wir die Männer, die wir als unsereGesandten an

unserenKöniggeschickthaben,mannhaftin Schutznehmen
gegen jeglicheUnbill, die ihnen und»in ihnen uns selbst
wiedersahren könnte. Endlich gebietet es»d»iePflicht

egen unser Vaterland, gegen unsere Mitbur er und

Freundeund Nachbarn, ja es gebietetdie P icht der

eigenen Selbsterhaltung, aß wir mit der Würde und

dem Ansehen des Abgeordnetenhauseszugleichdas Recht
des Landes und unser eigenes Recht schützen.

Wie die Abgeordneten zu uns,— so fest und

treu müssen wir auch zu ihnen halten.

Politische Wochenfchau.

Preußen Das Interesse wird
vorfgäigsweisedurch die

am Ende dieser Woche erfolgende Erö ung der Kammer
iU Anspruch genommen, so wie durch die Frage: Wie lange
wird das Bündniß zwischenOesterreichund Preußen noch
dauern? Aus diese Frage kommen wir unter Schleswig-
Hdisteia zurück;wasdie Eröffnung des Landtagesanbe-
triffks sd Wird UUS die Thronrede des Konigs hoffentlich
eine klares Bild der Lage geben und uns zugleicherkennen
lassen, ob ein Weg zur baldigen Lösungdes Konflikteswog-
lich ist, oder nicht.

Ein Ausfall, welchen die Provinzialkorrrespondeu
einigenWochenauf uns emachthat, Und Welcherunsi,irrtix
das ja hei»der geheimni vollen Verbreitung dieses Blattes
ganz erklarlich·ist,erst spät zu Gesicht gekommenist, nöthigt
uns, heut aufeine schonmehrere Mal besprocheneFrage, näm-
lich-»wer die neue Grundsteuerregelungverschuldethabe, wieder
zuruckzukommen.Die Provinzialkorrespondenzhat sichnämlich

egen den Vorwurf der«Verdrehung,welchen wir ihr gemacht
aben, dadurch vertheidigt,daß sie·behauptet,nicht die Fort-
schrittspartei, sondern die liberale»fortschrittliche«Mehrheit
des Abgeordnetenhausesgemeint zU hckbeILHierin liegt aber
eine neue Verdrehung, indem sie Cer VMPechselungder
liberalen Partei, welchenatürlichnichtden Rückschritt,sondern
den Fortschritt will, mit der entschiedenliberalen Partei,
welche unter dem Namen »ertschkittspartei«bekannt ist,
nicht nur ermöglicht,sondern eine solcheVerwechselungsogar
zu wünschenscheint. Um dies Verfahren der Provinzial-
korrespondenzunseren Lesern ganz klar·hinzustellen,wollen
wir kurz die einzelnen Thatsachen Wiederholen Auf den

Bericht eines Freundes, der uns mittheilte, in der Pro-
vinz wollten die Feudalen den Bauern Weißmachen, die-
Fortschrittspartei sei an der Einführung der Grundsteuer
Schuld,erklärten wir: die Fortschrittspartei habe zur
Zeit der Bewilligung jener Steuer noch gar nicht
bestanden und die späteren Mitglieder der Partei,
welche schon 1861 in der Kammer saßen, hätten
gegen die Grundsteuergesetze gestimmt. Dieses be-

wiesen wir aus den stenographischenBerichten.
i Die Provinzialkorrespondenz,welchemit Besorgnißsehen

mochte, daß so ihren Freunden ein war nicht ehrliches, aber
für eine Partei, die vor nichts zurü chreckt, dochrecht brauch-
bares A itationsmittel aus der Hand gewunden würde, tellte
schleunigt den Versuch an, aus denselben Kammerberichten
das Gegentheil zu beweisen. Nachdem wir nun aber auf-
edeckt,daß sie die, mit mehreren zur Fortsschrittsparteige-biörendenAbgeordneten gleichlautendenNamen benutzt hat,

Um bei ihren Leserndie Täuschungzu veranlassen, als ob

doch eine großeAnzahl non Mitgliedern der Fortschrittspartei
für die Grundsteuer gestimmthatten, versucht sie sich dadurch
herauszuziehen,daß sie sagt: »sie habe gar nicht von der

Fortschrittspartei,sondern von der jetzigenKammermehrheit
gesprochen.«Ob. dies wahr ist, oder nicht, können wir gar
nichtermitteln, da sich die Pfovinzialkokkkspdndenso sorg-
fältig vor ihren Gegnern verbir t und wir ihre rtikel nur

aus den Auszügen anderer Blätter kennen. Jedenfalls ist
in diesem Rechtfertigungsversucheine neuere Verdrehungent-

halten. Wir haben allein von der Fortschrittspartei
gesprochen und konnten unmöglich erwarten, daß
die Provinzialkorrespondenz unsere Erklärung,
daß dieselbe an der Einführung der Grundsteuer-
gesetze keinen Theil habe, durch die Behauptun werde

widerlegen wollen: die Gothaer hätten für d·ie rund-
stseuergesetze gestimmt. Daß diesckzeschehenist,weiß die

anze Welt, nichts desto weniger wi die»Provinzialkorre-
spondenzihren Lesern glauben machen,wir-hattendieseThat-
sachebestreiten wollen. Sie vergißt

dabei nur, daß unser
Blatt jedenfalls aufmerksamereTeserhaben wird, als daß
ihre, da wir es nicht mit Zwangskoursverbreiten lassen,wie
das von den
Landrätgen

(z· B. in Thora) mit der PdeIUzlab
korrespondenz efchie

Uebri ens ind wir fast zu der Ueberzeu ung gekommen,
daß die EiProvinzialkorrespondenzjene erste allschllngihrer
Leser nichtabsichtlichvorgenommen habe- JU demselbenAt-
tikel erklart sie, sichallerdingsin Bezug auf eitlen Abgeord-
neten geirrt zu haben: der AbgeordneteGroote von 1861



- ei e ört. Zu diesem Jrrthum ist

stxffzelågakratkggchJssziitArkiklglverleitet worden, weil wir

sagten: es wäre der er bischöflicheKanzler von Groote ge-

wesen·Hieraus hat siewa )rscheinlichjenen Schlußgezogen.H err

von Groote hat aber»niemals zur katholischene
sondern immer zur VinckesSchwerinschen Partei

gehört, Von 1852——1861. Wir geben daher der Pro-

vinzialkorrefpondetkzdeU Rath,·sich in Bezug auf parlamen-
tarische Dinge mit nns in keinen Streit einzulassen,sie ist
dazu zu unwissend.

« »

Für die Nachwahlin Berlin (lv. Wahlbezirh sind bis

jetzt die Herren AssessorLaster, Dr. G. zWeiß und der

Stadtverordnete Halske vorzugsweise in Aussicht genom-
men. Aus dein Kreise Hagen wird uns mitgetheilt,»daß
dort die freisinnigePartei den neulich von·uns »alsKandidaten
erwähntenHerrn Herrmann Kamp nich-it»fürgeeignet er-

achtet, sie zu vertreten. Sie hat Herrn einckevalsKan-
didaten aufgestellt Im Wahlkreis Driesen-Friedeberg
ist von der altlibeknsen Partei der frühereAb eordnete von

Saucken-Julienfeld als Kandidat aufgeste t worden; die

konservative Partei hat den Landrath des Kreises, Herrn
v. Bornstedt aufgestellt.

Am 8. d. Mts. ist xzu Sorau der Abgeordnete Calow,
Kreisgerichtsdirektora. D., gestorben. Er hatte kurz vor

seinem Tode seinen Abschiedfzausdem Staatsdienst enoms
men, weil er we en seines politischenVerhaltensau Dis-

ziplinarwegezur trafversetzung verurtheilt war. Das Land

verliert in ihm einen pflichtgetreuen Volksvertreter. «

Jn Breslau hat das Stadtgeri t in zwei Klagen des

AbgeordnetenSelten gegen den Jutizsiskus u entscheiden
gehabt. Die eine ist von dem Bagatellkommigsariuszu Un-

gunstendes Klägers,die andere von der Proze deputationzu
Gunsten des Klägersentschiedenworden.

Das Urtheil erster Instanz gegen den Abgeordneten Dr.
Jacoby auf sechs- Monate und egen den Redakteur Dr.

Wackerna el auf vier MonateGe ängniß ist vom Kammer-

gericht zii Berlin bestätigtworden.
Die Stadtverordnetenversammlunzu Pyritz hat dem

von der Regierungals Stadtrath ni t bestätigtenStadtver-
ordneten Kraus e ihr Vertrauen dadur bewiesen, daß sie
ihn zum Stadtverordnetenvorsteher gewält hat. Jn Tan-

gfermündehat die Regierung viermal die Wahl eines

athmannsnicht bestätigt. Jn Stettin wurden die Herren
Direktor Kleins org e, Oberlehrerund AbgeordneteSchmidt
(Randow) und Professor Schmidt zu Stadtverordneten ge-
wählt,aber den beiden ersten ist die Annahme der Wahl von

der Aufsichtsbehördenicht gestattet worden. Die zu Schul-
deputirten m Anklam gewähltenHerren Kaufmann A. Ret-
ter, KaufmannF. Bremer und Dr. Schmidt sind von
der Regierungnicht bestätigtworden. Jn dem Dorfe Alt-

Schonebergbei Berlin ist der zum Ortslschulzengemachte
BauergutsbesitzerTh. Bergemann nicht eftätigtworden.
Jn Hattingen hat die Wahl des Stadtverordneten Keuz-
let Fj;im»-9Jlitglieddes Kuratoriums der höherenBürgerschuledie

Säskatigungnicht erhalten.
eswigsHolstetin Die provisorischeRegierun , welche

OesterrefchUnd Preußeneingesetzthaben, scheintauf einelange
DaklerberechnetöU sein, und wenn dieselbeerst dann ihr Ende

erreichen·lolli Wenn sich beide Staaten über die Schritte,
yelchefle zUk RegelUJIder Erbfol efrage thim wollen, ver-
einbart hassen,so »dure ihre Existenzallerdings für viele

Echtegesichertsem- Oesterreichvertan t, wie mitgetheiit
Wied- mit der gtvßtenEmschjedenheihdaserst die Erbfolge-

Hase-entschiedenWerde- ehe Irgeyd ein Abkommen über die
kun tlge Stellung det Herzogthllmerzu Preußen getroffen

werde, und außerdemverlangt es, daß bei der Regelung
dieser Stellung der Bund mitwirken solle. Das ist gerade
das Gegentheil von dem, was die preußischeRegierung ver-

langt, und es erhellt daraus, auf·wie schwachenFüßen in

diesemAugenblickdas Biindniß zwischenbeidenStaaten steht.
Oestcrreich. Der Reichstag hat der Regierungdie Vor-

lage wegen des Staatshaushaltsgesetzesmit dem Ersuchen
zurückgegeben,die AusgabenFuverringern, widrigenfallsder

Reichsrath selbst die ihm not )wendigund zulässigerscheinen-
«den Streichun en vornehmen werde.

» »

Italien. er Gesetzentivurfwegen Einziehungder Kirchen-
üter Wird Mit Uächsteinim Parlament zur Verhandlung
ommen. Die Geistlichkeit,welchedie Annahme desselbenmit

Sicherheit voraussieht, sucht das Volk durch alle Mittel gegen
dieseMaßregeleinzunehmen,ohne daß sie jedochden drohenden
Schlag wird aufhalten können.

Prüfet Alles und behaltet das Beste.
Das Volk hat die aus den Herzogthiimernheimkehrenden

Sieger in jeder Weisegeehrt. Mit der augenblicklichenFeier
gingen bleibende Stiftungen für die Verivundeten Hand in

Hand. Alt und Jung, Arm und Reich, Vornehm und Ge-

ring, Demokraten und Reaktionäre betheiligten sich an der

Siegesfeier und bewiesen,daß alle Schichten der Bevölkerung
von gleichreger Theilnahme für die Kämpfer beseelt waren.

Jn Preußen hat das Heer stets eine wichtige Rolle ge-

spielt,
und das Schicksal des Landes ist mit dem des Heeres

tets innig verknüpft ewesen. Hieraus erklärt sich auch, daß
es so oft zum Zankapfelder verschiedenenParteien geworden
ist« Friedrich der Große hat einmal geäußert, daß die ver-

schiedenenFürstenEuropas nur darum vor einander sicher
wären,weil ihre Heere nicht viel vor einander voraus hätten,
das heißt,gleichwenig taugten. Zu derselbenZeit sagten
aber Mirabeau und einige andere Frau osen, welche ihre Be-

wunderung des großenKönigs nach Berlingeführt hatte,
seinem Heere den Untergang voraus. «

Das preußischeHeer bestand damals theils aus frei ge-
wordenen, theils aus widerwillig zu Soldaten gesteinpelten
Leuten, für die es kein Recht gab. Sie kannten keinen

schlimmerenFeind, als ihre Offiziere, welche sich auf ihre
Kosten bereicherten. Die unverhältnißmäßi·niedrigenRuhe-

gehältermachten den OfsizierenErsparnissezum späteren
ebensunterhalte nothwendig. Jenes

unrechtmäßige
Be-

» reichern wurde daher so eifrig betrieben, daß das Ein ommen

eines
Kompagnieführersdamalsauf 4000 Thlr. und darüber

geschätztwur e. Weil die Kompagnieenaber so einträgli
waren, wurden sie auch von den höherenOffizieren, auch na

ihrem Aufrückenin die höherenStellen, beibehalten. Die

Folge hiervon war, daß jedeEinsprachewider die Mißbräuche
ehlte, weshalb diese daher immer rößerwurden und die

rauchbarkeit.des Heeres tiefer und tiefer sank.
» «

- Auch in anderen Ländern herrschteniiii Heerwesenahnliche
Mißbräuchewie in Preußen, überall wurde·auf Adstellung
derselbengedrun en. Jn Preußen war es Jedochhöchstge-
fährlichüber dieselbenzu sprechenzweng zu·lchkeldenyWle

dies so ar noch später das unglücklicheSchicksaldes geist-
reichenZsiilitärschriftstellersHeinrich von Biilow bewies, des

älteren Bruders des beriihmten Generals, der seine Frei-
müthigkeitmit Jahre dauernder Festungshaftzu büßen hatte.
Nur Adlige konnten damalsOffizierewerden, währendder

gebildetere Theil der Bevolkerungnicht dienstpflichtigwar

und sich um das Heerwesennicht kümmerte. Der Adel aber

sah in den so gewinnreichenMißbräuchendesselbeneine Ver-

sorgungsanstaltfür seine jüngerenSöhne« Als daher der
Nachfolger Friedrich des Großen helfen wollte, so weit seine



Einsicht reichte, wußte ihn seine adli e Umgebung davon

zurückzuhalten.Dazu wurde namentli der gelungeneZug
gegen Holland gebraucht. Der daselbst erreichteErfolg wurde
als Beweis der Vortrefflichkeit des preußischenHeeres und

als etwas Ungehenresgepriesen,so daß der König ganz von

seinen Aenderungsplänenzurückkamund zuletztjede Neuerung
als staatsgefährlichverabscheute-

Die Holländerhatten nämlichden Erbstatthalter, welcher
das Land an England verrieth, verjagt-und dessenGemahlin,
die Schwester des Königs, an der Grenze zurückgewiesen.
War das auch mit aller Achtung geschehen,so bildete es

doch in jener Zeit einen Grund zum Kriege. Ein preußisches
Heer rückte in Holland ein und unterivarf dieses Land, das

zu seiner »Vertheidigungnur mit unbrauchbaren Waffen be-

wehrteBurgersoldatenhatte, mit leichterMühe. Wenn ein

solcherZug auch nichts bewies, so wurde «er doch als uner-

horte Heldenthat gepriesen. Die Kraft und Tapferkeit des

Einzelnen, zu deren Uebungsichdamals, wie ja auchspäternoch
Gelegenheit fand, wurde besonders hervorgehoben,Um von den

Gebrechendes Gan en abzuziehen. So wurde jene Selbst-
täuschungüber den erth des Heeres erhalten, die jede Besse-
rung der großenMißbräucheverhinderte, aus denen 1806
der Untergang der ganzen Armee hervorging.

«

Dem neuestenKriegemit Dänemark war eins-nochlängerer
Frieden, als dem damaligenZuge nach Holland vorangegan-
gen. Wir können uns daher nichtdarüber wundern, daß der
Jubel über den erreichtenErfolg lauter geworden ist, als es,
kegenübereinem so schwachenGegner, schicklichscheinenmöchte.

s liegt diese Freude zu sehr in der menschlichenNatur. Jn
dem Maße jedoch, als der berauschende Lärm verstummt,
muß die ernste Prüfung beginnen.. Nur nach vorangegange-
ner rückhaltsloserAufdeckungkönnen die vorhandenen Schäden
gebessertwerden. Alle Klassen sind in unserem Heere ver-

treten, das Waffenwerk ist kein adlichesVorrechtmehr; leb-

haftere Theilnahme und größergewordenes Verständnis;
berechtigendaher zum Mitsprechen und Prüfen. Dabei ist
der Vorwurf der Gehässigkeitum so weniger zu fürchten,
als erst ganz kürzlichdie regste Theilnahme durch Wort und

That bewiesen wurde.
Das Kraftverhältnißder Streitenden war im deutsch-

dänischenKriege so, daß über den Ausgang niemand im
Zweifel sein konnte. Wer jemals den Arm zum Streite

hob, weiß, wie ermuthigend das Gefuhl derUeberlegenheit
ist. Dieses Gefühl, welches aber dem gleichstarkenoder

stärkerenGegner egenüberfortfällt, spielte M diesem Feld-
zuge eine großesiolleund schwächtdaher die Kraft des

Beweises, welcher durch den Verlauf desselbenfür die Zweck-
mäßigkeitder Umbildung unseres Heeres gebracht worden

sein soll. Hierzu kommt noch, daß der Gegner in seiner
Unternehmungslust, durch das Gefühl, derSchwächere zu

sein, gehemmt wurde. Außerdemwar unter den dänischen
Offizieren eine große·Partei dem Kriege abgeneigt. Ein

Theil derselben sah in der«Landeshauptstgdtmndin der

dortigen demokratischenRegierungden gefahrlichstenFeind.
Ein solcherZustand mußte Misztrauen»undUneinigkeit un
Gefolge haben. Auch diese Zerfahrenhektdes Gegners muß
bei der Beiirtheilung des Feldzuges in Betracht gezogen

werden, weil auf ihre Wiederholung nichtgerechnetwerden

kann. Während der Däue durch seine Schwachevon Hause
aus auf die Vertheidigiingangewiesenwurde-hieltihn diese

Zerfahreiiheit aule von jenen kleinen Angriffen ab- Welche
ohne alles Wagnisz so wesentlichzur Verbesserungder Stun-

mung beitragen. Stets angegriffen, fortwährendauf dem

Rückzuge,von roßentheilsmißmuthien O ieren be e i t
wurde PerdäuischesSoldatendlichselbstmißfiäiithiguni:selizsti
zuxetztjene hoffnungsloseStimmung, welche den Sieg un-

m»ocglichmacht. Durer unsere Truppen aber erwarten, in
na stem Kampfe abermals einein solchenFeinde gegenüber
zu stehen? Jedenfallshkitteunsere Heeresbildung nicht den

geringstenAntheil an diesen-Erscheinungen,welche dochso
wesentlichzuin Erfolgebeitrugem

Der deuts -danischeKrieg wurde bei Düppel entschieden,
wodurch er si

«

als ein Belagerungskrieggestalten Da die
Bela erten sich auf Störung der Belagerer durchAusfälle
und lbschneidender- Verbindungen nicht einließen,so war
die Verpflegung der Truppen verhältnißmäßigeben so leicht,
wie in einem Manöverla er. Da das Heer stets ohne Troß
austrat, so wurde in D

ezug auf dessenLeitung- Weiter-
beförderunguud Unterbringung auch nicht mehr geleistet-
als bei Manövern verlangt wird. Es ist dies aber gerat-e
eine der schwierigstenLeistungen,welche der Armeeverwaltuuii
obliegen. Die Beweglichkeit des Heeres bestimmt seinen
Werth,»und gerade in dieser Richtung bot der schleswig-
holteinischeFeldng keine Gelegenheit, etwas zu leisten. Auch
in er Verfolgungdes sich zurückziehendenFeindes hat uns-e
Armee, aus Gründen, deren Erörterung uns zu weit führen
würde,keine nennenswerthen Erfolge gehabt.

Manches Gute würde darum versäumt,manchesUnzweck-
mäßigewürde erhalten werden, wollte man die Siege von

Düppel und Alsen als Beweis der über jeden Tadel er-

habenen Einrichtung unsrer Armee ansehn. Die weniger
glänzendenAnfängedes Feldzugksdürfen nicht unberücksich-
tigt bleiben« Bei Düppel..undslsen entschieddie Tapferkeit,
.»,;w-kcheimit -d"er Heereseinrichtung nichts zu thun hat, im An-

fange des Feldzugesaber kam es auf die zweckmäßigeGe-
staltung des Heer-esan. Darum muß, wenn jene dort den

Ausschlaggab, hier doch ganz besonderssorgfältiggeprüft
werden, weil die Tapferkeit,wenn sie von-der Heeresbildung
im»Stiche gelassen wird, dochzuletzt auch den Dienst versagt.
Dies «lat sich·rechtsdeutli noch in neuster Zeit bei dem
italienischenKriege der Oesterreicher g eige.

Heute wollen wir uns mit diesens

ndeutungen be nügen,
behalten uns jedochvor, gelegentlichauf den so wichtigen
Gegenstandzurückzu kommen.

..:.Sprechfaal.

Napoleoms Urtheil über die Rheinbunds "rsten. Als

NapbleonL sichim Jahre 1806 auf der Rückke)rvon Wien
in Münchenaufhielt,«wodie Vermählun seines Stiefsohns,
des Vicekönigsvon"Jtalien, mit einer gairischenPrinzessin

efeiert wurde, sa te er eines Tages zum würtembergischen
remierminister gzrafenNormannt

,
»Ihr Herr hat seine

Unterthanen langeweinen gemacht,I Fluchesie lachen, in-

dem ich ihn zum König ernannt ha e·» Geben-denselb-
marschalls Gneisenau von Pers, 1-- Seite 104i)

— Wir erhalten folgende Zuschklskt»Da unter den

wohnern kleinerer Städte, svwle ,d»esLandes, der größte
Theil mit dem -Jnh·alt»eder preußischenVerfassungzukkunde
noch unbekannt ist, ware es da wohl nicht wünschenswerth,
die Verfassungsurkundenach»undnach, wenn auch nur jedes
Mal einige Artikel,«.-durch»dieVerfassung«den«Abonnenten
mitzutheilen? Gewiß Wurde sichein Jeder dafür-luxeressiren.«
Es sind uns sauch von anderen Seiten ähnlicheWunscheans-

gedrücktworden, und werden wir daher, von einer dek nächsten
Nummern anfangend,«fortlaufendden ganzen Text der Ver-

fassung abdrucken.

«
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